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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die bereits 2013 eingereichte Motion Markwalder (fdp, BE), die eine
öffentlichkeitswirksame Feier zum 40-jährigen Jubiläum der Mitgliedschaft der Schweiz
zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gefordert hatte, wurde Ende
September abgeschrieben. Der Bundesrat hatte zwar bereits Ende 2013 die Annahme
der Motion beantrag; das Anliegen war aber von Pirmin Schwander (svp, SZ) bekämpft
worden, was die stillschweigende Annahme verhinderte und letztlich auch die Planung
einer entsprechenden Jubiläumsfeier und somit die Motion obsolet machte. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Herbstsession hiessen sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat
gleichlautende Motionen der RK-SR (Mo. 21.3970) und der RK-NR (Mo. 21.3972) für eine
Reform der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsicht gut. Damit soll der Bundesrat, der
das Anliegen ebenfalls unterstützte, auf der Basis des Schlussberichts der beiden GPK
zum «Aufsichtsverhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer
Aufsichtsbehörde», den Erfahrungen der GK im Rahmen der Vorkommnisse in der
Bundesanwaltschaft sowie den bereits getätigten Arbeiten im Rahmen des Postulats
von Daniel Jositsch (sp, ZH) neue Rechtsgrundlagen vorlegen.
Im Ständerat legte Andrea Caroni (fdp, AR) für die Kommission dar, dass man hier
Handlungsbedarf sehe. Man sei übereingekommen, hier keine parlamentarische
Initiative, sondern eine Motion einzureichen, weil «dieses hochkomplexe Thema unsere
Kommission beim Gesetzgebungsprozess an die Grenzen bringen würde». Fast einig
seien sich die Kommissionsmitglieder zudem gewesen, dass man beim bestehenden
System bleiben wolle – die GPK hatte in ihrem Bericht vom «Status Quo plus»
geschrieben. Die Bundesanwaltschaft solle also weiterhin vom Parlament und nicht
wieder von der Exekutive bestimmt werden. Auch das Bundesstrafgericht als weitere
Bundesstrafbehörde solle nicht in die Reform mit einbezogen werden. Eine von Carlo
Sommaruga (sp, GE) diesbezüglich angeregte klarere Trennung von Berufungs- und
Strafkammer werde deshalb hier nicht weiterverfolgt. Die entsprechende
parlamentarische Initiative sei zugunsten der vorliegenden Motion zurückgezogen
worden. Hans Stöckli (sp, BE) bekräftigte im Namen der GPK, dass die Stossrichtung der
Motion den Überlegungen des GPK-Berichts entspreche. Er sei froh, dass beide
Vorstösse in den Kammern behandelt würden, damit man «innerhalb eines
überschaubaren Zeitrahmens eine Verbesserung der Situation herbei[...]führen» könne.
Ohne Diskussion nahm die kleine Kammer die Motion einstimmig an.

Mehr zu reden gab es einige Tage später im Nationalrat. Dafür sorgte nicht zuletzt eine
Kommissionsminderheit aus SVP-Fraktionsangehörigen, die die Motion zur Ablehnung
empfahl. Pirmin Schwander (svp, SZ) führte deren Argumente für eine «Status Quo
ante»-Lösung aus: Die SVP wolle eine «richtige» Reform und keine «Minireform»,
welche die Probleme nicht löse, sondern nur vertusche. Der «grösste Justizskandal seit
1848» – Schwander spielte damit auf die Verjährung des Fifa-Falls an und erwähnte im
gleichen Atemzug die Absetzung des ausserordentlichen Staatsanwalts Stefan Keller
sowie die Vorkommnisse am Bundesstrafgericht – könne mit dem jetzigen System nicht
gelöst werden. Die SVP sei aber durchaus auch offen für andere Reformen als die
Rückkehr zum alten System – entsprechende Vorschläge hatte die Partei bereits in der
abgelehnten parlamentarischen Initiative 19.479 vorgebracht. Sie biete aber nicht Hand
für eine «Scheinlösung», so Schwander. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die
Debatte mit dem Hinweis, dass die Kantone signalisiert hätten, dass sie zwar
Korrekturbedarf sähen, aber am bestehenden System festhalten wollten. Ausser der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stimmten alle Fraktionen für die Überweisung
des Auftrags an den Bundesrat. Durch die Annahme der Motion (mit 128 zu 45 Stimmen)
galt auch die konnexe Motion der ständerätlichen Kommission als überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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In der Wintersession 2022 überwiesen sowohl der Ständerat (Mo. 22.4250) als auch der
Nationalrat (Mo. 22.4249) eine jeweils gleichlautende Motion zur Erhöhung der
Obergrenze für Gerichtsgebühren. Die von den beiden GPK eingereichten Vorstösse
verlangten, dass die eidgenössischen Gerichte nach oben flexible Grenzen für
Gerichtsgebühren ansetzen dürfen. Bei ihrer Prüfung der jetzigen Gebühren hätten die
GPK festgestellt, dass die momentan geltenden Höchstansätze (CHF 200'000 beim
Bundesgericht, CHF 100'000 bei Bundesanwaltschaft und Bundesstrafgericht, CHF
50'000 beim Bundesverwaltungsgericht) nicht genügten, wenn es um sehr hohe
Streitwerte oder sehr komplexe Verfahren gehe. Es gehe nicht darum, die
Gerichtsgebühren generell zu erhöhen, sondern lediglich darum, bei Spezialfällen
Obergrenzen adäquat anzusetzen, begründeten die GPK ihre Vorstösse. Zwar waren
bereits 2017 zwei ähnliche und ebenfalls gleichlautende Motionen angenommen
worden, die im Rahmen der Revision des Bundesgerichtsgesetzes hätten umgesetzt
werden sollen. Da die Räte diese Revision allerdings abgelehnt hätten, sei das Anliegen
der flexiblen Obergrenze bisher nicht umgesetzt worden. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen, wie er es bereits 2017 getan
hatte, und erinnerte daran, dass bei der Umsetzung eine Motion Hefti (fdp, GL; Mo.
19.3228) und ein Postulat Caroni (fdp, AR; Po. 20.4399) berücksichtigt werden müssten.

Während die Motion im Ständerat ohne Diskussion durchgewunken wurde, lag im
Nationalrat ein schriftlicher Antrag von Pirmin Schwander (svp, SZ) vor, der die
Ablehnung der Motion beantragte. Es sei eine «Kernaufgabe des Staates» einen
«niederschwelligen Zugang» zu den Gerichten zu garantieren. Höhere Gebühren
würden aber auch höhere Gerichtskosten bedeuten, was den Zugang zu den Gerichten
einschränke. Diesem Argument folgten 46 Fraktionskolleginnen und -kollegen
Schwanders und ein Mitglied der FDP-Fraktion. Sie standen einer Mehrheit von 130
Stimmen gegenüber (6 Enthaltungen). Somit galten beide Motionen als angenommen. 3

MOTION
DATUM: 14.12.2022
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2016 für die Behebung eines
Vollzugsdefizits im Bereich der Pauschalreisen aus und reichte eine Motion Markwalder
(fdp, BE) an den Nationalrat weiter. Handlungsbedarf bestehe, so die Motionärin, weil
rund ein Viertel der Reisebüros in der Schweiz nicht mittels eines Reisegarantiefonds
gegen Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs abgesichert sei. Daraus erwachse nicht nur
eine Lücke im Kundenschutz, sondern auch eine Wettbewerbsverzerrung innerhalb der
Reisebranche. Die Motion war Ende 2014 noch von Nationalrat Schwander (svp, SZ)
bekämpft und die Diskussion verschoben worden. Beim zweiten Anlauf verzichtete
Schwander dann auf die Bekämpfung, wollte aber festgehalten haben, dass ein
unbürokratischer Weg zur Behebung des Vollzugdefizits gefunden werden müsse. 4

MOTION
DATUM: 14.09.2016
DAVID ZUMBACH

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Im Dezember 2020 respektive März 2021 schrieben der Ständerat und der Nationalrat
die Motion der FK-NR gegen eine Aufweichung der bewährten Schuldenbremse ab.
Der Bundesrat hatte zuvor in seiner Botschaft zur Revision des Finanzhaushaltsgesetzes
für eine Vereinfachung und Optimierung der Haushaltssteuerung festgehalten, dass
eine entsprechende Bestimmung, wonach die Schuldenbremse nicht geändert werden
dürfe, nur deklaratorischen Charakter habe. Hingegen akzeptiere der Bundesrat die
Aufforderung an ihn, «von Anpassungen am Regelwerk der Schuldenbremse
abzusehen». Eine Minderheit Schwander (svp, SZ) zeigte sich im Nationalrat von dieser
Argumentation nicht überzeugt, die Ratsmehrheit sprach sich jedoch für die
Abschreibung aus (140 zu 52 Stimmen bei 1 Enthaltung). 5

MOTION
DATUM: 19.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mit einer in der Wintersession 2020 eingereichten Motion wollte Christian Dandrès (sp,
GE) erreichen, dass die amtlich genehmigten Formulare für die Kündigung des
Mietverhältnisses und für Vertragsänderungen oder Mietzinserhöhungen ergänzt
werden. Spezifisch sollten die Formulare neu die Kontaktinformationen der
Vermieterschaft sowie Informationen über die gesetzlichen Voraussetzungen für das
Anfechten der Kündigung im Falle einer Solidarmiete enthalten. Mit diesen Ergänzungen
soll laut dem Motionär vor allem erreicht werden, dass die Mieterschaft ihr Recht auf
eine Anfechtung von missbräuchlichen Kündigungen, Mietzinserhöhungen oder
Vertragsänderungen schnell, einfach und innerhalb der relevanten Fristen wahrnehmen
kann. Der Bundesrat unterstützte den Vorstoss und empfahl ihn zur Annahme. Die
Motion wurde jedoch von Pirmin Schwander (svp, SZ) bekämpft und so befasste sich der
Nationalrat in der Sommersession 2021 mit dem Geschäft. Schwander begründete
während der Debatte seine ablehnende Haltung damit, dass die Motion den Prozess
zwar für die Mietenden vereinfachen würde, dafür jedoch einseitig die Hürden für die
Vermieterschaft heraufsetze. Eine Mehrheit der grossen Kammer sah dies ähnlich. Trotz
dem unterstützenden Votum des zuständigen Bundesrates Guy Parmelin lehnte der
Nationalrat die Motion mit 106 zu 84 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab. Neben der SVP
stimmten auch die Fraktionen der FDP sowie der Mitte beinahe geschlossen gegen den
Vorstoss, der damit erledigt ist. 6

MOTION
DATUM: 01.06.2021
ELIA HEER

Wohnungsbau und -eigentum

Die grosse Kammer überwies eine Motion Schwander (svp, SZ), welche bezüglich der
Rückforderung der Verrechnungssteuer die Gleichstellung von Miteigentümer- mit
Stockwerkgemeinschaften verlangt. Verworfen wurde eine parlamentarische Initiative
Kiener Nellen (sp, BE) betreffend Vorkaufsrecht für Mieterinnen und Mieter von
Wohnungen. 7

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Au contraire du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a rejeté la
motion Schwander (udc, SZ) visant à octroyer aux simples communautés de
copropriétaires le droit au remboursement de l’impôt anticipé dont bénéficient
actuellement les communautés de copropriétaires par étage. Suivant les considérations
de sa CER, la Chambre haute a estimé que, ces deux formes de copropriété relevant de
législations distinctes, il n’y avait pas lieu de les soumettre au même régime. Elle a de
plus jugé que la mesure proposée contredisait les efforts accomplis ces dernières
années afin de simplifier le prélèvement de l’impôt anticipé. 8

MOTION
DATUM: 06.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Im März 2021 reichte Pirmin Schwander (svp, SZ) eine Motion ein, mit der er die
finanziellen Unterstützungsmassnahmen aus dem Covid-19-Gesetz in ein separates
Covid-19-Finanzhilfengesetz überführen wollte. Da sich das Referendum gegen das
Covid-19-Gesetz vor allem «gegen die sanitarischen Massnahmen und das
‹Notrechtsregime› insgesamt» richte, sollten die weniger umstrittenen Finanzhilfen bei
einer Ablehnung des Covid-19-Gesetzes an der Urne in ein separates Gesetz übertragen
und somit weitergeführt werden. Der Bundesrat verwies jedoch darauf, dass gemäss
Bundesverfassung eine Erneuerung oder materielle Retuschen nach einer Ablehnung
eines dringlichen Gesetzes an der Urne unzulässig seien – möglich sei nur die Aufnahme
in die nicht dringliche Gesetzgebung, wofür das ordentliche Gesetzgebungsverfahren
eingehalten werden müsse. Damit sei jedoch ein nahtloses Inkrafttreten der
Wirtschaftshilfen auf den Zeitpunkt nach Ablauf der dringlichen Verordnungen nicht
möglich. Er empfahl die Motion somit zur Ablehnung. Nach Bestätigung des Covid-19-
Gesetzes an der Urne blieb die Motion vorerst unbehandelt. 9

MOTION
DATUM: 19.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Asylpolitik

Le Conseil national a débattu lors de la session d'hiver 2015 la motion Munz (ps, SH) qui
vise à former les réfugiés pour une intégration durable sur le marché du travail. La
socialiste défend son projet par une double argumentation: l'accès au travail est une
mesure rendant leur dignité aux réfugiés et permet en outre d'économiser sur l'aide
sociale. Le député Schwander (udc, SZ) s'est fait le porte-parole de l’opposition,
arguant que de telles mesures étaient déjà prises dans le cadre de la loi sur les
étrangers et plus particulièrement dans les articles concernant l'encouragement de
l'intégration. De plus, il estime que cette motion met sur un pied d'égalité les réfugiés
reconnus et les personnes admises provisoirement, ce à quoi son parti s'oppose
fortement. A cela, la présidente de la Confédération Simonetta Sommaruga a rétorqué
que la durée de séjour en Suisse des admis provisoirement est en général suffisamment
longue pour rendre nécessaire une intégration sur le marché du travail. Elle a  ajouté
qu'en outre il s'agit d'un remaniement de la loi sur l'asile et non de celle sur les
étrangers dont il est question. Pour ces raisons, le Conseil fédéral a recommandé
d'accepter la motion. La chambre basse a suivi, par 112 voix contre 75 et 2 abstentions.
Les votes négatifs proviennent de la fraction udc et d'une partie du groupe pdc. 10

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Die Motion Gutzwiller (fdp, ZH) mit der Forderung nach einem zeitgemässen Erbrecht
wurde im Frühling von der grossen Kammer als Zweitrat behandelt. Nebst einer
allgemeinen Flexibilisierung des Erbrechts, welches seit 1912 seine Gültigkeit hat und
anhand der damaligen gesellschaftlichen und demographischen Entwicklungen gestaltet
wurde, forderte der Motionär auch eine Abschaffung des elterlichen Pflichtteilsrechts.
Der Nationalrat folgte dem Ständerat und nahm die Motion an, allerdings mit einer
Präzisierung des Motionstexts zur klareren Abgrenzung zwischen Ehepaaren und im
Konkubinat lebenden Paaren. Die grosse Kammer setzte sich damit klar für die Ehe ein
und wehrte sich gegen eine erbrechtliche Gleichstellung von Konkubinats- mit
Ehepaaren. Deutlich verworfen wurde ein Minderheitsantrag Schwander (svp, SZ), der
aufgrund mangelnder Dringlichkeit die Ablehnung der Motion gefordert hatte. Der
Ständerat nahm die abgeänderte Version des Motionstextes im Juni ebenfalls an. 11

MOTION
DATUM: 07.06.2011
ANITA KÄPPELI

Le Conseil national a rejeté en mars 2018 une motion du député Schwander (udc, SZ).
Avec sa proposition intitulée: APEA. Instituer un système d'avocats de la première
heure il souhaitait que les personnes auditionnées dans le cadre d'un signalement de
danger à l'autorité de protection de l'adulte et de l'enfant (APEA) puissent bénéficier de
l'assistance d'un ou d'une avocate, indépendante et rémunérée par l’État. Le conseiller
agrarien estime que si ce dispositif existe dans le droit pénal et le droit d'asile, il devrait
également être mis à disposition pour des procédures qui gagneraient d'ailleurs en
efficacité. Ses arguments n'ont pas convaincu, puisque 107 voix s'y sont opposées,
contre 79 et 6 abstentions. 12

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2013, S. 2204; Mo. 13.3890
2) AB NR, 2021 S. 1738 ff.; AB SR, 2021 S. 826 f.; Medienmitteilung RK-NR vom 20.08.21; Medienmitteilung RK-SR vom 11.8.21
3) AB NR, 2022, S. 2158; AB SR, 2022, S. 1339; Mo. 22.4250; NZZ, 2.5.22
4) AB NR, 2016, S. 1336 f.
5) AB NR, 2021, S. 393 ff.; AB SR, 2020, S. 1396 ff.; BBl 2020, S. 349 ff.
6) AB NR, 2021, S. 921 f.; Mo. 20.4518
7) AB NR, 2006, S. 120 f. und 477 ff.
8) BO CE, 2007, p. 40 s. et Annexes I, p. 20 ss.
9) Mo. 21.3402
10) BO CN 2015, p.2185
11) AB NR, 2011, S. 108 ff.; AB SR, 2011, S. 490; SN, 1.3.11; NZZ, 3.3.11
12) BO CN, 2018, p. 492
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